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Vorwort 

Obwohl die Probleme keineswegs neu sind, hat sich die höchstrichter-
liche Rechtsprechung immer wieder mit Formfragen zu beschäftigen. 
Dabei ist gerade in letzter Zeit einiges in Bewegung geraten. So führt 
nach BGHZ 69, 266 (entgegen BGHZ 63, 359) eine Bezugnahme auf eine 
dem notariellen Grundstückskaufvertrag nicht beigefügte Baubeschrei-
bung zur Formnichtigkeit. Weiter können nach BGH, NJW 1979, 1496 
Pläne, Zeichnungen u. ä. in Abweichung von BGHZ 59, 11 Protokoll-
anlagen i. S. des § 9 Abs. 1 Satz 2 BeurkG sein. In BGH, NJW 1979, 1350 
werden Bedenken an der bisherigen Rechtsprechung zur falsa demon-
stratio angedeutet. Nach BGH, NJW 1979, 1495 schließlich ist im Rahmen 
des § 313 BGB eine Bezugnahme auf eine nicht zwischen denselben 
Beteiligten errichtete nicht beigefügte öffentliche Urkunde unzulässig. 

Zur Klärung der vielfältigen Fragen möchte die vorliegende Arbeit 
beitragen. Sie wurde im April 1976 abgeschlossen und im Mai 1978 vom 
Fachbereich Rechtswissenschaft der Johann Wolfgang Goethe-Universi-
tät in Frankfurt am Main als Dissertation angenommen. Zum Druck 
wurden die fußnoten auf den Stand von Februar 1979 gebracht. 

Herrn Professor Dr. Alexander Lüderitz danke ich herzlich für die 
Anregung und Förderung der Arbeit. 

Frankfurt am Main, im September 1979 
Karl-Heinz Bernard 
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Erstes Kapitel 

Form und Ermittlung des Geschäftsinhalts 

I. Relevanz von außerurkundlichem Material 
bei der Inbaltsermittlung 

Liegt einem Unbeteiligten die Urkunde eines gesetzlich formbedürf-
tigen Rechtsgeschäftes vor, wird er ihr allein das "wirklich Gewollte" 
häufig nicht richtig, nicht vollständig oder überhaupt nicht entnehmen 
können. Was Inhalt des Geschäfts sein soll, zeigt sich erst dann deutlich, 
wenn man den gesamten Kontext berücksichtigt, in dem die Urkunde 
steht. Hier sind z. B. besondere persönliche Verhältnisse oder Eigen-
arten des Erklärenden, besondere örtliche oder zeitliche Umstände der 
Erklärung, der Gang der Vorverhandlungen sowie nicht beurkundete 
ergänzende Erklärungen heranzuziehen1• Dadurch kann sich ein vom 
ersten Anschein wesentlich abweichender Geschäftsinhalt ergeben. 

So läßt sich ein individueller Sprachgebrauch meistens aus der Ur-
kunde allein weder erkennen noch zutreffend verstehen. Bezeichnet ein 
Vater von sieben Kindern im Testament seine Ehefrau wie üblich mit 
"Mutter"Z, kommt das Gewollte erst durch Berücksichtigung dieser 
Sprachgewohnheit zum Vorschein3• 

Auch Falschbezeichnungen lassen sich nur unter Heranziehung außer-
urkundlicher Gegebenheiten berichtigen. In RG, SeuffA 70 Nr. 223 hatte 
der Erblasser die Stadt Berlin zur Erbin eingesetzt. Die Zuwendung 
war für eine unselbständige Stiftung bestimmt. Seinen bedürftigen 
Verwandten bis zur vierten Ordnung hatte der Erblasser ein Vermächt-
nis ausgesetzt. Die Grenze sollte jedoch in Wahrheit bereits bei Ver-
wandten vierten Grades liegen4• Dies ergab sich daraus, daß bei der 
erforderlichen Genehmigung der Stiftung auf die Versorgung bedürf-
tiger Verwandter des Stifters bis zum vierten Grad Rücksicht genom-

1 Vgl. die zahlreichen Beispiele bei Lüderitz, S. 180 f., 325 ff.; ferner Larenz, 
AT, S. 298 (§ 19 II b). 

Z Beispiel von Lange I Kuchinke, S. 482 (§ 33 III 3 b); Lange I Köhler, S. 225 
(§ 38 II 3); v. Lübtow, S. 269. 

3 Vgl. ferner das vielzitierte Schulbeispiel des Erblassers, der seinen Wein-
keller unter der Bezeichnung "Bibliothek" vermacht: Lüderitz, S.180, m. w. N. 
in Fußn. 15; Häsemeyer, Form, S. 279, unter a; v. Lübtow, S. 269. 

4 Vgl. §§ 1928 Abs. 1 und 1589 Satz 3 BGB. 
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men wurde. Nur in diesem Umfang hatte der Erblasser zur Sicherstel-
lung der Genehmigung seine Verwandten bedenken wollen. Der fehler-
hafte Ausdruck im Testament beruhte auf der Auskunft eines Polizei-
beamten. Dieser hatte dem Zeugen B., dem Berater des Erblassers, ge-
sagt, bei derartigen Stiftungen würden die Verhältnisse der Verwandten 
bis zur vierten Ordnung berücksichtigt. 

Bei Bezugnahmen ist zwar ein Hinweis auf Erklärungen außerhalb 
der Urkunde vorhanden. Doch sind die Erklärungen, auf die verwiesen 
wird, gerade nicht Bestandteile der Urkunde. 

In BGHZ 26, 142 hatte sich der Beklagte für Forderungen der Rechts-
vorgängerin der Westdeutschen Bank für Landwirtschaft gegen die 
Handelsgesellschaft XmbH verbürgt. Er wurde gebeten, durch Unter-
zeichnung folgender Erklärung zu bestätigen, daß die Bürgschaft auch 
für Forderungen der Rechtsnachfolgerin bestehe: "An die Westdeutsche 
Bank für Lw. Aktiengesellschaft. Betr.: Meine Bürgschaft für die Ver-
pflichtungen der Firma Handelsges. X.mbH. Ich bestätige den Empfang 
des Schreibens der Bank für Lw. Aktiengesellschaft vom 19. 12. 50 
sowie einer Ausfertigung des Rundschreibens vom 15. 12. 1950 und 
erkläre mich mit dem Inhalt in allen Punkten einverstanden." Diese 
vom Beklagten unterschriebene Urkunde offenbart, für sich allein be-
trachtet, weder dessen Verbürgungswillen noch die näheren Bürg-
schaftsbedingungen. Das Gewollte wird erst deutlich, wenn man die 
in der Erklärung genannten Schreiben und eine frühere Bürgschafts-
erklärung des Beklagten gegenüber der Rechtsvorgängerin der West-
deutschen Bank mit einbezieht. 

Nur ein vager Hinweis auf zur genauen Ermittlung des Vertrags-
gegenstandes wichtige Unterlagen existierte in BGH, NJW 1969, 131 
Nr.2: Dort wurden u. a. noch nicht vermessene Teilstücke verschie-
dener Grundstücke "zum Zwecke des Straßenbaues" verkauft. Im Ur-
kundentext waren nur die vollständigen Grundstücke und die Gesamt-
fläche der Teilstücke bezeichnet. Eine Angabe der Einzelflächen nach 
Größe und Lage fehlte. In den dem Straßenbauprojekt der Käuferin 
zugrunde liegenden Plänen und Verzeichnissen waren die Teilstücke 
jedoch eindeutig festgelegt. 

Oft ist aus der Urkunde überhaupt nicht zu ersehen, daß noch andere 
das Rechtsgeschäft ergänzende Erklärungen vorhanden sind. In RGZ 
65, 46 (mit RGZ 71, 415) enthielt die Urkunde eine bedingungslose 
Bürgschaftserklärung. Die Bürgschaft sollte aber verabredungsgemäß 
nur für den Fall übernommen werden, daß ein Moratorium für den 
Hauptschuldner zustande komme. 

In allen diesen Fällen bringt die Berücksichtigung außerurkundlichen 
Materials unversehens einen Geschäftsinhalt zutage, der sich erheblich 
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von dem unterscheidet, der gegeben scheint, wenn man die Urkunde 
allein aus sich selbst, also nur nach allgemeinen Sprachregeln unter 
Berücksichtigung allgemeiner Erfahrungssätze, interpretiert. So ent-
steht der Eindruck, es werde aus der Urkunde mehr "herausgeholt" 
als in Wirklichkeit "in ihr steckt". Aus "Mutter" wird "Ehefrau"; Ver-
wandte vierter Ordnung stellen sich als Verwandte vierten Grades 
heraus; eine Bürgschaftserklärung erhält ihre Konturen erst aus der 
Zusammenschau verschiedener anderer Schriftstücke; Größe und ge-
naue Lage verkaufter Grundstücksteile entnimmt man nicht beurkun-
deten Straßenbauplänen; eine unbedingte Bürgschaft wird zur be-
dingten. 

Diese Art unbeschränkten Hinausgreifens über die Urkunde scheint 
mit der Formgebundenheit der rechtsgeschäftlichen Erklärung unver-
einbar. Es ist deshalb zu fragen, ob der Inhaltsermittlung bei form-
bedürftigen Geschäften Grenzen durch den Wortlaut der Urkunde ge-
zogen sind. 

11. Wortlaut der Urkunde als Schranke der Inhaltsermittlung 

In der Tat scheinen alle Probleme dadurch gelöst, daß man der Er-
mittlung des Geschäftsinhalts durch den Wortlaut der förmlichen Er-
klärung eine Schranke setzt. Ergibt die Urkunde aus sich selbst ver-
standen einen klaren Sinn, gälte dieser. Für eine Heranziehung außer-
urkundlichen Materials wäre allenfalls bei Mehrdeutigkeit des Textes 
Raum. Jedoch wäre auch hier nur ein solches Auslegungsergebnis zu-
lässig, das vom Wortlaut noch gedeckt erscheint. Ist das wirklich Ge-
wollte in der Urkunde nicht einmal mehr angedeutet, könnte nur durch 
eine Anfechtung des Rechtsgeschäfts geholfen werden. Unzulässig wäre 
eine Umdeutung oder Ergänzung des Urkundenwortlauts. 

Die Richtigkeit dieser Ansicht scheint in der Rechtsprechung ihre 
Bestätigung zu finden. Gemeint sind solche Fälle, in denen als Ge-
schäftsinhalt ein mehr oder weniger am Text orientierter Sinn ange-
nommen und eine hiervon abweichende Bedeutung abgelehnt wurde. 

In RGZ 95, 125 hatte sich die Beklagte für eine Kaufpreisschuld aus 
einem Holzkauf verbürgt. Der Kauf war möglicherweise wegen Wuchers 
nichtig. Deshalb tauchte die Frage auf, ob die Bürgschaft sich auch auf 
die eventuelle Schuld aus ungerechtfertigter Bereicherung erstrecke. 
Das Reichsgericht verneinte dies. Eine solche Auslegung stünde im 
Widerspruch zum deutlichen Wortlaut der Bürgschaftserklärung. Die 
Hauptforderung sei in Bezug auf den Schuldgrund genau bezeichnet. 
Nirgends sei gesagt, daß die Bürgin auch für Ansprüche anderer Art 
haften solle. Zwar dürfe die Auslegung einer Urkunde nicht am Wort-
laut haften bleiben, sondern solle nach § 133 BGB den wirklichen Wil-

2 Bemard 
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